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Bonn, den i4. November 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Förderung 
der Wirtschaft von Groß-Berlin (West) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner 37. Sitzung am 20. Oktober 1950 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes besdilossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben mir der Maßgabe, 
daß in § 2 des Entwurfs die Worte „bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes” und „am 1 . September 1950” gestrichen werden. 

Die Bundesregierung hat gegen die vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Streichungen keine Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf 

eines Zweiten Gesetzes 

zur Förderung der Wirtschaft von 
Groß-Berlin (West) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, namens der Bundesrepublik Deutschland für 
Betriebsmittelkredite, die westberliner Banken nach 
dem 1. September 1950 an westberliner Wirtschafts- 
unternehmungen gewähren, Bürgschaften bis zu 
einem Gesamthöchstbetrag von 20 Millionen Deut- 
sche Mark nach Maßgabe der nachstehenden Be- 
stimmungen und nach Richtlinien zu übernehmen, 
die von der Bundesregierung erlassen werden. 

§ 2 

Westberliner Banken im Sinne des § 1 sind solche 
Geldinstitute, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ihren Sitz in einem der drei Westsektoren Berlins 
haben. Westberliner Wirtschaftsunternehmungen 
im Sinne des § 1 sind solche Unternehmungen, die 
am 1. September 1950 ihren Sitz in einem der drei 
Westsektoren Berlins haben. 

. 

Die Kredite, für die die Bürgschaften übernom- 
men werden, dürfen insgesamt einen Betrag von 
einhundert Millionen Deutsche Mark nicht über- 
schreiten. 

§ 4 

Die Bürgschaft ist für den einzelnen Kreditvertrag 
in der Weise zu übernehmen, daß die Bundes- 
republik Deutschland für jeden ausgefallenen Teil- 
betrag nur bis zur Höhe von neunzig Prozent des 
ausgefallenen Betrages und nur insoweit haftet, als 
durch die Inanspruchnahme aus den gemäß § 1 zu 
übernehmenden Bürgschaften ein Gesamtbetrag von 
zwanzig Millionen Deutsche Mark nicht über- 
shritten wird. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Zum Wiederaufbau der durch den Krieg zerstörten oder demon- 
tierten Betriebsstätten und zur Durchführung von Rationalisierungs- 
maßnahmen hat die westberliner Wirtschaft in beträchtlichem Um- 
fange, besonders aus ERP-Mitteln, Investitionskredite erhalten. Diese 
genügen in der Regel jedoch nicht, um die westberliner Wirtschafts- 
unternehmungen instandzusetzen, die beabsichtigte Wiederaufnahme, 
Erweiterung und Verbesserung ihrer Produktion durchzuführen. Es 
fehlen die hierzu erforderlichen Barmittel. Die westberliner Wirt- 
schaftsunternehmungen benötigen daher entsprechende Betriebsmittel- 
kredite. Dies trifft insbesondere für Industriezweige zu, die für 
ihre Produktion lange Fertigungszeiten benötigen. 

Die zum Erhalt von Betriebsmittelkrediten erforderlichen Sicher- 
heiten kann der weitaus größte Teil der Westberliner Wirtschafts- 
unternehmungen aber nicht stellen, weil sie nicht mehr in ausreichen- 
dem Maße vorhanden sind oder weil sie bereits für die Sicherung der 
Investitionskredite in Anspruch genommen worden sind. Die Banken 
machen daher die Hergabe von Betriebsmittelkrediten von einer 
Bürgschaft der öffentlichen Hand abhängig. 

Die Gebietskörperschaft Groß-Berlin (West) ist bereits Bürg- 
schaftsverpflichtungen im Gesamtbeträge von mehr als 150 Millionen 
DM eingegangen. Der Magistrat von Groß-Berlin (West) hält im 
Hinblick auf seine angespannte Finanzlage eine Erhöhung dieser 
Bürgschaftsverpflichtungen nicht für tragbar. Er hat daher die 
Bundesregierung gebeten,' eine Bundesbürgschaft für diese Zwecke 
bereitzustellen, und dabei erklärt, daß die Bürgschaft nicht zur 
Stützung schwacher Betriebe, sondern nur als Hilfe für gesunde 
Unternehmen gedacht ist, die bei einem verhältnismäßig normalen 
Zeitablauf gute Entwicklungsmöglichkeiten haben. 

Die Betriebsmittelkredite sollen eine sechsmonatliche Laufzeit mit 
einer Verlängerungsmöglichkeit von bis zu 2 Jahren haben. Aus die- 
sem Grunde soll sich die Bürgschaft auch auf diesen Zeitraum er- 
strecken. Die Bestimmung der einzelnen Kreditverpflichtungen, für 
die Bürgschaft zu übernehmen ist, soll durch einen Ausschuß erfolgen, 
dem je ein Vertreter des Bundesministers der Finanzen und für 
Wirtschaft, des westberliner Magistrats und der Berliner Zentral- 
bank angehören. 

Es ist vorgesehen, die Geschäftsführung hinsichtlich der Durch- 
führung dieser Bürgschaften der Deutschen Revisions- und Treuhand 
A.G. zu übertragen. Die durch die Gesdiäftsführung entstehenden 
Kosten sind von den Antragstellern zu tragen. 
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